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EVN: Politische
Debatte über
Sonderdividende
SANKT PÖLTEN/MARIA ENZERSDORF.
Der größte Strom-, Gas- und Was-
serversorger Niederösterreichs,
die EVN, plant, die Dividende für
dasGeschäftsjahr2022/23hinauf-
zusetzen. Aktionäre sollen mit ei-
ner Sonderausschüttung von 111
Millionen Euro vom Verbund-An-
teil der EVN profitieren. Dem Divi-
dendenvorschlagmüssennochder
Aufsichtsrat und die Hauptver-
sammlung zustimmen.

Die geplante Sonderdividende
wurde amDienstag von Vertretern
der niederösterreichischen FPÖ,
SPÖ, Grünen und Neos scharf kri-
tisiert. Die Nichtregierungsorgani-
sation Global 2000 hält die Aus-
zahlung für „völlig inakzeptabel“.
Die niederösterreichische Landes-
hauptfrau Johanna Mikl-Leitner
(VP) sagte, dass man genau darauf
achten werde, dass die EVN die
Preise so rasch es gehe herabsetze.
Siewiesdaraufhin,dassderStrom-
preisrabatt aus der Dividende von
Landesbeteiligungen und Gewin-
nen der EVN finanziert werde.

Wifo: Mittelfristig
höheres Wachstum
WIEN. Der Rückgang der Energie-
preise verbessert die Aussichten.
Heuer wird die Wirtschaft stagnie-
ren, für 2025 erwartet das Wifo
aber ein reales Wachstum von 2,1
Prozent. Für 2023 bis 2027 rech-
net das Institut mit einem Zu-
wachs von im Schnitt 1,6 Prozent
pro Jahr und damit 0,6 Punkten
mehr als zuletzt angenommen.

Russland fördert mehr Öl
als angekündigt
PARIS. Russland hat nach Einschät-
zung der Internationalen Energie-
agentur (IEA) die Kürzung der Öl-
förderung nur teilweise umge-
setzt. Im April sei die Fördermen-
ge bei durchschnittlich 9,6 Millio-
nen Barrel pro Tag gelegen, um
200.000 Barrel weniger. Ein Minus
von 500.000 Barrel war im März
angekündigt worden.

ÜBERBLICK

„Aktien schlagen jede Alternative“
Der Chef der Wiener Börse über Geldanlage, hohe Dividenden und Krisengewinner-Vorwürfe
VON ALEXANDER ZENS

WIEN. Christoph Boschan, aus
Deutschland stammender Chef
der Wiener Börse, fordert die Ko-
alition auf, ihr Regierungspro-
gramm umzusetzen. Das würde
bedeuten: steuerliche Erleichte-
rungen für Wertpapierbesitzer.

❚OÖNachrichten: Eine alte Börsen-
weisheit sagt „Sell in may and go
away“. Haben Sie Ihre Aktien
schonverkauft, undwann steigen
Sie wieder ein?
Christoph Boschan: Die zentrale
Weisheit ist von meiner Oma:
Kräht der Hahn auf dem Mist, än-
dert sich das Wetter, oder es
bleibt, wie es ist. Was ich sagen
will: Investment-Folklore und sol-
che Sprüche sind Unsinn. Anleger
sollen langfristig und breit ge-
streut investieren, um die syste-
matische Kapitalmarktrendite ab-
zugreifen.

❚Was spricht aktuell dafür, in Ak-
tien zu investieren?
Was immer dafür spricht: Aktien
schlagen jedeAlternative ummin-
destens das Doppelte. Die hun-
dertjährige inflationsbereinigte
Aktienrendite beträgt fünf Pro-
zent,beiAnleihenundImmobilien
sind es 2,5 Prozent, bei Commodi-
ties (Rohstoffe, Anm.) null.

❚ Es hängt auch vom Einstiegs-
und Ausstiegszeitpunkt ab. Der
ATX liegt heuer vier Prozent im
Plus, hat voriges Jahr 15 Prozent
verloren nach wiederum 40 Pro-
zent Anstieg im Jahr davor.
Einzig entscheidend ist die ATX-
Langfristrendite von 6,5 Prozent.
Langfristig ist die Aktie die rendi-
teträchtigste und sicherste Anla-
geklasse, kurzfristig natürlich die
volatilste. Sie werden immerhin
Mitunternehmer. Darum geht es
um lebenslanges Aktiensparen.

❚ Seinen Rekord erreichte der ATX
mit rund 5000 Punkten kurz vor
der Finanzkrise 2007. Ist so ein
Wert noch einmal möglich?
Wir hatten seither schon wieder
mehrere Rekorde, denn der Erfolg
setzt sich ja aus zwei Komponen-

teressiert daran, welche zu kau-
fen. Überrascht Sie das?
Nein. Ich kam im Jahr 2016 relativ
unbedarft nach Österreich, und
die damals kolportierte Aktien-
quote von rund sieben Prozent
habe ich angesichts des Wohl-
stands und der wohlhabenden
Mittelschicht nicht geglaubt. Jetzt
wissenwir, dassdie Bürger bereits
wesentlich weiter alsmancher po-
litischer Akteur sind und ein Be-
wusstsein über die Notwendigkeit
des persönlichen Vermögensauf-
baus haben.

❚Die Regierung verhandelt seit
langem über die Einführung einer
Behaltefrist bei derWertpapier-
KESt (Kapitalertragsteuer), abder
Kursgewinne steuerfrei wären.
Glauben Sie, daswird noch etwas?
Es gilt das Primat der Politik. Ich
verweise auf das Regierungspro-
gramm, und da steht die Behalte-
frist drin. Es ist ein normaler bür-
gerlicher Anspruch, dass das Re-
gierungsprogramm umgesetzt
wird.Wir sollten zurRegelung, die
bis 2012 galt: also ein Jahr Behal-
tefrist. Da geht es nicht um Privi-
legien, sondern um das Zurück-
schraubenderdramatischenSteu-
er-Eskalation in Österreich. Denn
zuerst wird ein Arbeitseinkom-
men versteuert, dann der Gewinn
der AG, in die jemand investiert,
und letztlich muss der Anleger
eine im europaweiten Vergleich
hohe Wertpapier-KESt von 27,5
Prozent sowohl auf Dividenden
als auch auf Kursgewinne zahlen.

❚ Sehen Sie bei den Grünen hier
ein mögliches Einlenken?
Bei den Wählern der Grünen wür-
de es jedenfalls großes Verständ-
nis geben. Die Umfrage hat bei der
Detailauswertung nach politi-
scher Präferenz gezeigt, dass die-
se Wähler am stärksten in Aktien
investiert sind.

ten zusammen: Kurswert und Di-
videnden. Österreich ist ein klas-
sisches Hoch-Dividenden-Land
mit Industriebetrieben, die auf
eine lange Tradition an Dividen-
denausschüttungen verweisen
können. Die Dividendenrendite
beträgt im Schnitt gut sechs Pro-
zent, in Deutschland weniger als
vier, in den USA weniger als zwei
Prozent.

❚ Tatsächlich haben die Unterneh-
men an derWiener Börse aktuell
sehr gut verdient. Mehr als sechs
Milliarden Euro Dividendenwer-
den ausgeschüttet, drei Mal mehr
als im langjährigen Schnitt. Ver-
stehen Sie Kritik, dass Unterneh-
men und Aktionäre Krisengewin-
ner sind und dass über Gewinnab-
schöpfung diskutiert wird?
Das ist irritierend. Was steht denn
im Zentrum jeder erfolgreichen
sozialstaatlichen Ordnung? Es ist
daserfolgreicheprivateUnterneh-
mertum. Nur so können Steuern
erhoben werden und Leute Be-

schäftigung finden. Für den Be-
griff Gewinnabschöpfung gibt es
einen Terminus technicus: Das ist
die Dividende. Und der Staat ist
insbesondere in Österreich einer
der größten Aktionäre und profi-
tiert unmittelbar von Dividenden.

❚Aber sollten Energie-, Baustoff-
konzerneundBankennicht etwas
maßvoller bei der Preisgestaltung
sein, da das Gros der Bevölkerung
unter der hohen Inflation und
steigenden Zinsen stöhnt?
Das Schöne an einer marktwirt-
schaftlichen Ordnung ist die freie
Preisgestaltung, die sich im Wett-
bewerb vollzieht. Und das ist im
Wechselspiel der Marktordnung
und der Akteure auszuhandeln,
möglichst frei von staatlicher In-
tervention.

❚Österreich gilt als ein Landmit
wenigAktienkultur. Laut einer ak-
tuellen Studie des Aktienforums
besitzen aber doch 25 Prozent
Wertpapiere, 20 Prozent sind in-

„Dramatische Steuer-Eskalation“: Christoph Boschan Foto: Weihbold

Code scannen
und TV-Inter-

view mit Börse-Chef
Boschan ansehen
»nachrichten.at

proPellets fordert mehr
Tempo vonKartellbehörde
Razzia im Oktober, BWB ermittelt weiterhin

WIEN. Die Pelletsbranche be-
schwert sichüberdieandauernden
Kartellermittlungen der Bundes-
wettbewerbsbehörde (BWB) und
fordertmehrTempo. „SeitOktober
wird hier eine ganze Branche mit
TausendenBeschäftigtenunterGe-
neralverdacht gestellt“, sagte
Christian Rakos, Geschäftsführer
von proPellets Austria, am Diens-
tag. Das verunsichere Kunden, ge-
fährdeArbeitsplätzeundtorpedie-
re alle Klimaschutzbemühungen.
„Wir stehen der Bundeswett-
bewerbsbehörde weiterhin mit al-
len Unterlagen und Infos zur Ver-
fügung, wenn es einer schnellen
Aufklärung der aus unserer Sicht
haltlosen Vorwürfe dient.“

Stark gestiegene Pelletspreise
und Hinweise aus der Branche hat-
ten im Oktober 2022 zu Haus-
durchsuchungenwegenmutmaßli-

cher Preisabsprachengeführt. „Die
Erhebungen laufen, es ist sehr viel
Material zu prüfen“, teilte die BWB
am Dienstag auf Anfrage mit. Au-
ßerdemgebe esmehrere großeUn-
tersuchungen, vor allem in der Le-
bensmittel- und Energiebranche.
Das binde Kapazitäten. Verzögert
worden waren die Ermittlungen
auch vom Einspruch einer Firma
gegen die Razzia. Im Februar ent-
schied der Oberste Gerichtshof,
dass diese rechtens war. (az)

Pelletsbranche gegen „Generalverdacht“

Handelsketten
beschweren sich
bei der Regierung
WIEN. Der Lebensmittelhandel will
in der Teuerungsdebatte nicht als
BuhmannderNationdastehenund
hat einen Brief an die Bundesregie-
rung geschrieben. Die Firmenchefs
bzw. -chefinnen von Spar, Rewe,
Hofer, Lidl, MPreis, Unimarkt und
Denns, 1600 selbstständige Kauf-
leutesowieVertretervomHandels-
verband fordern darin mehr Fair-
ness in der Diskussion. „Das Nar-
rativ, wonach der Lebensmittelein-
zelhandel der große Profiteur der
hohen Inflation sei, stimmt nicht.“

Mit „großer Verwunderung und
Irritation“ habe man den jüngsten
Auftritt der Klubchefin derGrünen
(Sigrid Maurer, Anm.)wahrgenom-
men, bei dem der Lebensmittelein-
zelhandel de facto als alleiniger
Verursacher der Teuerung hinge-
stellt worden sei. „Derart rufschä-
digende und irreführende Kom-
mentare können wir nicht länger
hinnehmen“, heißt es im Brief.
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